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Also, bevor sich wieder eine/r aufregt: Wir haben in un- 
serem Impressum keine Frau. Schluß mit der rot- 3 
Und zwar nicht weil wir auf einmal frauenfeindlich sind, grünen Mehrheit 
sondern weil sich bei dieser Ausgabe keine Frau beteiligt im Stadtrat ? 
hat. Wir sind dann halt so konsequent und nehmen nicht 
einfach eine Strohfrau ins Impressum, um dem linksalter- Interview mit 4 
nativen Anspruch gerecht zu werden. Jürgen Wolf von 
Also wer sich über uns aufregen will, soll das dann bitte in- den GRÜNEN 

haftlich tun. 
Und wer was inhaltliches beizutragen hat, soll sich dann 
nicht zieren es auch zutun, selbst wenn es malkeine Kritik, 

sondern ein positiver Beitrag ist. Darüber freuen wir uns 

Filmkritik "Der Club 10 

der toten Dichter”

nämlich noch mehr. Libertate ? 11 

Die Liberta ist zwar eine Zeitung der Jungdemokratinnen, 
das muß aber nicht heißen, daß aile Redakteurinnen Den Deserieuren 13 

Jungdemokratinnen sind (und heißt es auch nicht). im Krieg 

„.. und doch noch i4 

das System über- 
winden ? 

Ansonsten wünschen wir natürlich wieder viel Spaß beim 
Lesen und frohe Ostern ... 

Die Redaktion. 
Gegen das geplante 15 
Gengesetz 

Stadtrat ? So schlimm wird es ja wohl (hoffentlich) nicht kommen, aber macht Euch mal bewußt was es bedeutet, falls doch. Stefan hat das Undenkbare gedacht. 

Es wird wohl kaum noch zu 

verhindern sein, daß die REPs 

in den Nürnberger Stadtrat 
einziehen werden. 

Bleibt nur noch zu hoffen, 
daß die Zahl ihrer Sitze sich 

in Grenzen halten wird. Die 

CSU wird es mit den auf 

Wahlplakaten so tranig blick- 
enden Oscar Schneider wohl 

nicht schaffen großartig 
Stimmen zu gewinnen, aber 
wenn man sich das Ergebnis 
der letzten Europawahl an- 
sieht, so hätte es für eine 
schwarz-braune Mehrheit 

gereicht. Und auch wenn die 
CSU hundertmal erzählt, daß 
sie mt den REPs nicht 

koalieren wird, so gibt es 
doch schon deutliche Worte 

seitens einiger CSUler, die 
eine Zusammenarbeit im 

Falle der schwarzbraunen 

Mehrheit wollen, z.B. im 

Bezug auf den Nelson-Man- 
dela-Platz, den sie wieder um- 
benennen wollen. 

In der Tat ist es eigentlich 
kaum abzusehen, was das 

alles Kaputt machen würde: 
soziokultureiie Einrichtungen, 
wie das KOMM und die 

Kulturläden, &ine umweltge- 
rechte Verkehrspolitik, mit 
der es zwar heute schon nicht 

so weit her ist, aber dann 

erst recht nicht, den sozialen Wohnungsbau, das Kno- 

blauchsland, diverse Fraue- 

neinrichtungen, wie Wild- 
wasser, FFGZ, etc. u.v.m. 
Ob sich die vielen kleinen 

Theater halten werden 

können, die die Stadt kul- 
turell stark bereichem, ist auch 

sehr fraglich, wenn die städt- 
ischen Zuschüsse gestrich- 
en werden. Der Alternativ- 

topf wird leer sein und der 
Etat vom Jugendzentrum, 
untere Talgesse, wird auch 
nichtmehrausreichen umein 

attraktives Angebot machen 
zu können. Von dem was 

unsere ausländischen Mitbür- 

gerInnen zu ertragen haben 
werden, will ich erst gar nicht 

anfangen. Diese Liste könn- 
te man unendlich fortsetzen. 

Die Stadt wäre nicht wieder 

zu erkennen. Das politische 
Klima würde wohl unerträg- 
lich werden. 
Wir können Euch nur auffor- 

dern nicht CSU oder REPs 

zu wählen, wenn Ihran einer 

weltoffenen, kulturell vielfälti- 
gen Stadt interessiert seid. 

Wir als radikaldemokratischer 

Jugendverband unterstütz- 
en eine Partei, die sich ein- 
setzt für die Schaffung von 

Freiräumen für Jugendliche, den sozialen Wohnungsbau = 

und-für eine umweltgere- 
chte Verkehrspolitik. Aus- 
länderInnen sollten nach 

unseren Vorstellungen wäh- 
len dürfen. Eine Kulturmeile 

begrüßen wir nur dann, 
wenn andere stadtteilbezo- 

gene Projekte finanziell nicht 
darunter leiden. Dabei sind 

wir uns bewußt, daß Nürn- 

berg sein kuturelles Ange- 
bot weiter ausbauen muß. 

Ein ganz wichtiges Problem 
unserer Stadt ist das des 

Mülls. Wir müssen getrennt 
Abfallsammeln um ihn dann 
wiederzuverwerten. Hierzu 

müßte die Stadt ggf. Extra- 
Müllbehälter zu Verfügung 
stellen. Aus der Müllverbren- 

nung muß Nürnberg über 
kurz oder lang aussteigen, 
denn es hilft wenig, den Müll 
als Luftschadstoffe an die 
Umwelt abzugeben. 



LIB: Für was wirst Du Dich 

ganz konkret einsetzen und 

was warden so Deine Arbe- 

isschwerpunkte sein, wenn 
Du in den Stadtrat gewählt 
wirst? 

JW: Wenn ich reingewählt 
werde! Das ist richtig. Von 
Piatz 6 muß man das erst 

einmal schaffen. Aber es 

besteht ja die Möglichkeit, daß 
ich vorgewählt werde. Meine 
Schwerpunkte werden wohl 
die gleichen sein wie zur Zeit, 
also Schul-, Kultur- und Per- 

sonalpolitik. Des weiteren bin 
ich noch im Vergabeausschuß 
und in der Sportkommission, 
in der mir die Arbeit großen 
Spaß macht. Wir hatten An- 
fang der Periode '84 eine ziem- 
lich sportfeindliche Haltung 
eingenommen, was ich für 
falsch halte. Das wurde in 

der Zwischenzeit auch wie- 

der zurückgenommen, weil 
Freizeitsport, nicht Leistungs- 
sport, für mich ein Teil un- 
seres Lebens und unserer 

Lebenskuitur ist und man nicht 

so tun kann als ob uns das 

überhaupt nichts angent. In 
Nümberg sind schließlich weit 
über 100.000 Menschen in 

knapp 200 Vereinen organi- 
siert. Wir haben uns aber 

immer gegen die Förderung 
des Leistungssports ausge- 

sprochen und das wird auch 
weiterhin so bleiben. 

LiB: Welche verkehrspolitis- 
chen Ziele haben die Grünen 

für die nächste Legislaturperi- 
ode? 

JW: Auf jeden Fall die weitere 
Sperrung von wichtigen Durch- 
fahrtsstraßen in der Altstadt, 
wie z.B. die Kurt-Schuhma- 

cher-Str. Wir haben auch schon 

einen Prüfungsauftrag 'raus- 
gelassen, da dies z.Zt. noch 
die einzige West-Ost-Ver- 
bindung ist. Die Altstadt muß 
dringend vom Verkehr entlas- 
tet werden. Wir müßten auch 

die Durchfahrt am Heilig-Geist- 
Spital sperren, so daß nur noch 
das Karstadt-Parkhaus erreich- 

bar ist. Es erweist sich immer 

mehr als richtig, daß nurnoch 
mit radikalen Einschnitten eini- 

germaßen erträgliche Ver- 
kehrsgebiete geschaffen wer- 
den können. 

Dann der Rückbau von Stra- 

Ben. Mir schwebt vor, daß man 

die großen Verkehrsachsen um 
den Ring herum einfach von 
vierauf zweiSpuren reduziert, 
umden Verkehrzubehindem. 

Dabei ist mirklar, daß dies ein 
unheimlich schwerer Brocken 

ist. 

Natürlich erfordert so ein 

Straßenabbau ein großzügig 
ausgebautes Nahverkehrsnetz 

eigentlich bei der 
Stadtratswahl? 

Am 18. März ist Stadt- 

ratswahl. So ganz ein- 

fach scheint die Sache 

mit den Stimmzetteln ja 
nichtzusein. JedeR hat 
nämlich 70 Stimmen, die 
er/sie quer über alle 

Listen und Parteien 

verteilen darf. Natürlich 

könnt Ihr auch einer 

Partei alle 70 Stimmen 

geben, aber der 
besondere Reiz beider 

Stadtratswahl ist ja, daß 
mensch die Reihenfolge 
der Kan-didatinnen 

innerhalb einer Partei- 

Liste noch verändern 

könnt, indem Ihr 
Kandidatinnen eine, 
zwei, drei Stimmen gebt 
oder sogar streicht. 

Theoretisch könnte also 

jemand der auf der Liste 
der Grünen auf Piatz 

49 (54 aber die Aus- 
länderinnen dürfen ja 
leider nicht) kandidiert 
(Stefan P.) in den Stadt- 
ratkommen, indem Ihr 
alle die ersten 48 

Kandidaten streicht und 

Platz 49 drei Stimmen 
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aber keinesfalls etwa den 

Weiterbau der U2. Für das 

Gelddasdannfürdie U-Bahn 

ausgegeben würde, könnte 
man ein weitverzweigtes Stra- 
Benbahnnetz in Nürnberg 
bauen um die Wohngebiete 
engmaschiger anzubinden. 
Die U-Bahn ist zwar wesentlich 
schneller und transportiert 
eine unglaubliche Menge an 
Menschen, aber die Schnell- 
igkeit führt dazu, daß die Wege 
zu den Verkehrsmitteln län- 

ger werden, was die 

Zeitersparnis wieder 
kompensiert. 
LIB: Wie kam denn Wöhrl zu 

der Genehmigung für das 
Parkhaus mitten in der 

Altstadt? Das steht doch wohl 

eindeutig im Widerspruch zur 
Grünen Verkehrspolitik. 
JW: Es war ein Versäumnis 

von uns dies am Anfang dieser 
Legistaturperiode zu 
verhindern und so hat das 

damals die SPD zusammen 

mit der CSU beschlossen - 

Verkenrspolitisch eine völlige 
Idiotie. 

LiB: Die Grünen plakatieren: 
Das Knoblauchsland braucht 
Freundinnen und Freunde. 

Um was geht es hierbei? 
JW' Es gibt da ein SPD-Kartell 
der OBs aus Nürnberg, Fürth 
und Erlangen, die nach ihrer 
wirtschaftspolitischen Auffass- 
ung der 50er Jahre, einfach 
weitere Gewerbeflächen 

bereitsiellen, wenn sich Fir- 
men ansiedeln wollen. Das 

hat.eindeutig Wahlkampfchar- 
akter, da sie sich als wirt- 
schaftsfreundliche Partei 

darstellen wollen. Tatsache 

ist, daß jetzt schon 1600-1700 ha Gewerbefläche im Fläch- 

ennutzungsplan ausgewiesen 
sind, die nur zu 2/3 bebaut 
sind. Da ist aber das Kno- 

blauchsland noch nicht da- 

bei. D.h. wir machen den 

gleichen Fehler wie in den 
vergangenen Jahrzehnten, 

"Jürgen Wolf 

nämlich daß wir Flächen - 
weil es halt so schön leicht ist 

- die bis jetzt landwirtschaft- 
lich genutzt werden dem 

Gewerbe zur Verfügung 
stellen um dadurch 
vermeinilicherweise die Be- 

triebe williger zu machen sich 
dort anzusisedein. Mit einer 

aktiven Wirtschaftspolitik soll- 
te die Stadt lieber die 1700 he 

der unbebauten Flächen nutz- 

en. D.h. daß die Stadt Fläch- 

en aufkauft, v.a. Schlüssel- 
flächen, um dann nachher 
manche Flächen zusammen- 

zulegen oder durch Tausch 
wieder andere Flächen er- 

wirbt, die Wirtschaftsbetrie- 
be ansiedeln läßt und daß 

nicht noch mehr Bodenfläch- 

er. versiegelt werden. Trotz 
des angeblich ökologischen 
Bewußiseins wirdinderBRD 

jährlich eine Fiäche wie der 
Bodensee zubetoniert. Aber 

nicht nur die Ökologie spieit 
hiereine Rolle, sondern auch 
die Infrastruktur. Wenn ca 

20000 Arbeitsplätze geschaf- 
fen werden sollen, dann 
bedeutet das eine völla rsu- 
aufzubauende Verkehrsinira- 

struktur, eine Gesamtstruk- 
tur mit Schulen, Kincercär- 
ten, Gesundheitswesen, etc. 
Mit den Betrieben ist es nicht 

getan. Es würde einen Be- 
völkerungszuwachs mitallen 
daran anknüpfenden Probie- 
men geben. Deshalb sind wir 
der Meinung, die Fiäche muB 
auf jeden Fall als grün- oder 
landwirtschafiliche Fläche 

erhalten bleiben und es darf 

nicht noch ein weiterer Schnitt 

unternommen werden diese 

zu versiegeln, zumal es bis 
jetzt auch überhaupt kein 
Verkehrskonzept gibt. Ein 
Beispiel. ist die Ansiediung 
von Staedtler an der Enan- 

gerstraße: Da es keine ijeist- 
ungsfähigen Öffentlichen 
Verkehrsmilttei gibt hat man 
gleich wieder die üblichen 
Parkplatzprobteme. Es wer- 
den Probleme auftauchen, die 

nicht mehr bewälligbar sind. 
Unsere eindeutig klare Hal- 
tung: Knoblauchsiand - Fin- 
ger weg! 
LIB: Zum Therra Incustriean- 

siediung: Das kuftureile Ange- 
bot einer Stadt wird ja auch 
zunehmend zum Standort- 

faktor. Wie siensi Du eigent- 
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lich zu Schönleins Tick, der 
Kuiturmeile? 

JW': Ich hab nichts dagegen, 
daß man sich darüber Ge- 

danken macht. Aber letztens 
ist die Kulturmeile - nach 

heutigen Erkenntnissen 
nichts weiter als eine 

riesengroße Seifenblase. Die 
Kulturmeile ist lediglich von 
Schönlein im ersten OB- 

Wahlkampf ins Gespräch 
gebracht worden. Sie isteine 
Zielsetzung, die bis heute noch 
nicht mit irgendeinem Inhalt 
gefüllt ist, obwohl ein Wett- 
bewerb stattgefunden hat und 
die CSU jetzt versucht der 
SPDein bischen das Wasser 

abzugraben mit dem Ge- 
schenk der “neuen Samm- 

lung”. Die neue Sammlung 
ist ein Museum in München 

für Gebrauchskunst und 

Design das unter Platznot 

[WO IS NUR DIESES 

ICH Muss$ ES VERLEGT 
HABEN. 

leidet. Aber selbst dazu ist 

noch nichts entschieden. Und 

dann geistert ja dauernd das 
Museum fürzeitgenössische 
Kunst herum, obwohl noch 

kein einziges Wort darüber 
gefallen ist, wie das ausseh- 
en soll, wieviel Geld dafür 
vorhanden ist u.s.w. Schön- 

lein streitet sich nur perma- 

nent um den Standort. 

Generell sind wir nicht dage- 
gen, daß Überlegungen an- 
gestellt werden, was kulturell 
passiert. Es gibt ja schon viel 
auf der Kulturmeile was letzt- 

lich nichts neues ist. Wo wir 

der SPD die Hosen runter- 

ziehen woilen ist, daß sie 
endlich sagen müssen, was 
sie unter der Kulturmeile 

verstehen. Was mit uns nicht 

in Frage kommt ist eine Kon- 
kurrenz zur Staatsgalerie in 
Stuttgart, dem Museum Lud- 
wig in Köln oderderalten und 
neuen Pinakotek in München. 

Wir wollen kein Museum, mit DÄMLCHE MANUSKRIPT??) dem wir vielleicht nach 15 

oder 25 Jahren vielleicht mal 
einen Picasso odervan Gogh 
kaufen können, umden dann 
als Attraktion zu zeigen. So 
etwas können und sollten wir 
gar nicht leisten, weil es von 

dieser Art Museen genug gibt. 
Wer sich so etwas anschau- 
en will kann auch nach Mün- 

chen fahren. Wir müssen 

zusehen, daß wir Attraktion- # en, die hier selbst entstehen 

zeigen können. 
LIB: Es gibt ja auch Pläne, 
den Schlachthof in ein Frei- 

zeit- und/oder Kulturzentrum 

umzuwandeln. bzw. das 

ehemalige Heizwerk der 
Bundesbahn hinierm Bahn- 

hof in einen "Kulturmeiler”

umzufunktionieren. Wie steht 

Ihr denn zu solchen Ideen? 

JW: Ich habe dazu noch kei- 

nekompetente Aussags seit- 
ens der SPD gehört. Es hat 
mal vor Weihnachten eine 

Diskussion im KoRo gege- 

ben, wo die SPD kurioser- 

weise nicht einen Kulturpoli- 
tiker, sondern ein Mitglied des 
Rechts- und Wirtschaftsaus- 

schusses hingeschickt hat und 
zwar den Pfleger des 
Schlachthofes. Der wußte gar 

nicht, was die überhaupt 
wollen. Unter einer Spielstät- 
te für Musiker konnte er sich 

absolut nichts vorstellen. “Wir 

brauchen auf jeden Fall ei- 
nen Schlachthof”, war seine 
Aussage. 
Das Heizwerk hinterm Bahn- 

hof ist schon in.den Architek- 

turwettbewerb zurUmgestal- 
tung des Piatzes hinterm 
Bahnhof mit als möglicher 
Standort ausgewiesen wor- 
den. Es gibt nur Probleme 
mit der Bundesbahn, weil sie 

die Eigentümerin des Gelän- 
des ist. 

LIB: Aber die Bundesbahn 

scheint doch an einem 

Verkauf interessiert. 

JW: Das sind aber auch nur 

Gerüchte. Ich fände das 

ehemalige Heizwerk jedenfalls 
eine ideale Möglichkeit, da 
es zentral liegt, die Anbindung 
an öffentliche Verkehrsmittel 

gut ist und die Wohnbebauung 
gering. 
Der Schlachthof wäre aber 
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genausogut. Da die Flächen 
dort ganz gewaltig sind (4,5 
ha), wird man sicher nicht 
alle Gebäude nutzen können. 

Ichkönntemirvorstellen, daß 
sich da mittlere oder kleine 

Betriebe ansiedeln und 

trotzdem ein Freizeit- und Kul- 

turzentrum gebaut wird. 
LIB:! Aus eigener Erfahrung 
wissen wir, daßes z.Zt. gera- 
de auch für Jugendliche 
schwer ist, eine Wohnung zu 
finden. Inder AZ stand etwas 
davon, daß die Grünen an- 
geblich über 3000.Wohnun- 
gen verhindert hätten. Was 

ist daran wahr und weiche 

Konzepte haben die Grünen 
um das Wohnungsproblem 
zu lösen? 

JW: Das einzige, was daran 
stimmt ist, das wir den Be- 

bauungsplänen nicht zuge- 
stimmt haben, aber aus den 
unterschiedlichsten Gründen. 

In Großreuth z.B. waren auf 

einer riesigen Fläche 400-500 
Einfamilienreihenhäuser ge- 

plant und wir sind eben der 
Meinung, daß der Grund und 
Boden der Stadt Nürnberg 
einfach zu kostbar ist, umihn 
in Einzelparzellen aufzuteilen. 
Es gibt in der Zwischenzeit 
eine sehr gute Architektur, 
die ein verdichtetes Bauen, 
d.h. mehr Wohnfläche pro qm 

Grundfläche mit durchaus 

hochwertigen Wohnungen, 
ermöglicht. Wir haben aber 
auch viele Bebauungsplan- 
verfahren getragen. Verhin- 
dert haben wir keine einzige 
Wohnung, denn wenn wir 
dagegen gestimmt haben, 

dann ist es mit Hilfe von SPD 

und CSU ohnehin gelungen 
das Verfahren durchzu- 

bringen. Ichhalte dasfüreine 
reine Wahlkampfarithmetik. 
Was wir in erster Linie wollen 

ist, daß der Öffentliche Woh- 

nungsbau stärker gefördert 
wird. Dem haben wir auch 

zugestimmt, wobeimanauch 
klar sehen muß, daß die Stadt 

Nürnberg bestenfalls die 
Spitzenfinanzierung mittragen 
kann und das sind höchstens 

5-53% der gesamten Bau- . kosten. 

Neulich hat die SPD jedoch 
wieder so einen Hammer 

losgelassen: Wir haben am 
28.9.89 beantragt, daß eine 
Altbaurecycling-GmbH ge- 
gründet wird. D.h., daß diese 
zusätzliche Wohnungsbauge- 
sellschaft Altbauten saniert, 
umdiese dann nicht in Eigen- 
tumswohnungen umzuwan- 
deln, sondern Miet- oder 
Sozialwohnungen daraus 
macht. Im Dezember meinte 

der Wirtschaftsreterent, daß 

dieser Antrag einen solch 
hohen Abstimmungsbedarf 

hat, daß er vorerst im Aus-, 
schuß nicht behandelt wer- 

den kann. Mitte Februar kam 

die SPD mit dem gleichen 
Antrag, nurdaßdienichteine 
eigene Gesellschaft wollten, 
sondern diese Aufgabe der 
WBG übertragen werden 
solite. Die SPD hatte schon 

acht Tage später eine Ant- 
wort. Dazu muß man natür- 

lich sagen, das der Wirt- 

schaftsreferent von der SPD 

ist. 

Die Bebauungspläne müssen 
auf jeden Fall beschleunigt 
werden, aber man muß aber 
ganz klar sagen, daß der 

Wohnungsbau nicht von der 
Stadt allein geleistet werden 
kann. Das ist Aufgabe von 
Privatinvestoren und der 

städtischen Wohnungsbau- 
gesellschaft, aber wenn die 
WBG 1000 Wohnungen im 
Jahr baut, dann ist das viel. 

LIB: Die Bildungspolitik ist ja 
überwiegend Ländersache, 
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aber auf die städtische 

Schulen kann die Stadt natür- 

lich Einfluß nehmen. Welche 
Ziele haben die Grüner in 

diesem Bereich, v.a. zur 
Demokratisierung der Schule? 
„W: Es gibt z.Zt. ein Papier 
von der Schulverwaltung aus 
dem eine stärkere Einbindung 
der SMVen hervorgeht. Aber 
ihr wißt ja aus leidvoller eigener 
Erfahrung, daß sich dakaum 
etwas ändern läßt. Wir sind 

gegen die Zensur von Schüler- 
Innenzeitungen und für eine 
stärkere Einbindung der 
S$SMVen und der Eltern. Des 

weiteren fordern wir, daß 
Schulleiter gewählt werdan 
und falls die gesetzlichen 
Voraussetzungen dafür nicht 
gegeben sind, dann müssen 
diese eben geschaffen wer- 
den. Die Personalpolitik in 
diesem Bereich ist sowieso 

eines der schlimmsten Dra- 

men. Aber auch die ökologi- 
sche Frage muß in den 
Schulen mehr in den Mit- 

telpunkt gerückt werden, z.B. 
die Abschaffung der Ein- 
wegverpackungen in den 
Schulen. Es gibt viele Mög- 
lichkeiten die Erziehung zur 
Ökologie stärker einzubrin- 
gen, auch in den Lehrplan. 
Wir wollen die Einführung des 

freiwilligen 10. Schuljahres an 
den Haupischulen, ersimal als 
Schulversuch und wir wollen 

die Möglichkeit des Übertritts 
ans Gymnasium noch im 6. 
Schuljahr ermöglichen, um die 
Ausiese zu reduzieren. 

Die Öffnung der Schule als 
Ganztagsschule ist ein weit- 

eres Ziel, hier soll ab Sept. 
’90 ein Versuch laufen, auch 
wenn die SPD da nicht mitma- 

chen wolite. 

Es sollte noch mindestens eine 

Gesamtschule in Nürnberg 
geben und die Lehrerinnen- 
fortbildung sollte stärker 
gefördert werden. 
LIB: Eine Frage noch zur 
neuen Schul- und Kulturrefer- 

entin. Im Grünen Blatt steht, 
daß ihr die Frau Vorbeck 

unterstützt habt. Sie scheint 

aber doch ziemlich Kulturlas- 

tig zu sein und hat doch auch 
offen zugegeben, daß sie von 
Schulpolitik keine Ahnung hat. 
Warum unterstützt Ihr sie? 

JW: Weil sie eine ganz her- 

vorragende und fachlich 
höchstqualifizierte Frau in 
kultur- und gesellschaftspoli- 
tischer Hinsicht ist. 

LIB: Ja, aber nur auf diesem 
Bereich. 

JW: Was heißt hier nur? Ich 

finde einen solchen Ansatz- 

punkt in dieser Diskussion 
völligen Unsinn. Herrmann 
Glaser war Lehrer und er ist 

der Schul- und Kulturreferent 

geworden und hat nach sei- 
nem Gewaltakt mit der Ge- 

samtschule Langwasser in 
den letzten 10-15 Jahren in 

der Schulpolitik nichts mehr 
auf die Beine gebracht. Wa- 
rum sollte dann Frau Vor- 

beck, die keine Lehrerin ist, 
nicht durchaus eins hervor- 

ragende Schulpolitik mach- 
en können? Wenn jemand 
behauptet, daß nur Lehrer 
eine gute Schulpolitik mach- 
enkönnen, dakann ich janur 

in Lachen ausbrechen. 

LIB: Stichwort "Republikaner": 
Es läßt sich wohl nicht ver- 

meiden, daß die REPs in den 
Stadtrat einziehen werden. 
Hältst Du eine schwarz-braune 

Mehrheit fürmöglich und falls 
nein, welche Gefahren siehst 
Du dann in den REPs im 

Stadtrat? 

JW: Wenn es eine stabile 

Mehrheit von Rot und Grün 

gibt, wovon ich ausgehe, dann 
sehe ich in den "Republika- 
nern" erstmal grundsätzlich 
keine politische Gefahr. Ich 
glaube wir müssen das Thema 
ein bischen gelassener ange- 
hen. Zur Zeit ist die Situation 

jaso, daßdie "Republikaner", 
egal ob die ein Programm 
haben oder ob die überhaupt 
Leute haben, die kandidieren, 
einfach gewählt werden. Viele 
sind mit dem Geschehen in 

der BRD unzufrieden und 
wählen dann aus Protest 

Republikaner. Aber natürlich 
auch, und das zeigen auch 
die Wahlanalysen, aus Not. 
Das sindLeute, die eindeutig 
von Existenzängsten bedroht 
sind, Leute, die nicht so eine 
hervorragende Schul- und Be- 
rufsausbildung haben, die 
tatsächlich die Befürchtung 
haben, daß sie im sozialen 

Netz durchfallen. Aber jetzt 
erst einmal zu den Folgen 
der "Republikaner" im 
Stadtrat: Ich sage das jetzt 
mal in Anführungszeichen: Ich 
wäre in Teilbereichen sogar 

froh, wenn die "Republikaner" 
drin wären und versteht das 

jetzt bitte richtig, ich bin nicht 
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froh, daß es die REPS gibt. 
Mir wäre es natürlich am lieb- 
sten sie sind nicht drin, aber 
so wie die Situation ist, wird 
es sich gar nicht vermeiden 
lassen. Aber ich bin der Mei- 

nung, daß dann auch klarere 

Verhältnisse herrschen wür- 

den. Denn es gibt in der CSU 
Leute, mit denen ich die Er- 

fahrung gemacht habe, daß 
die wirklich auf demrechtsra- 

dikalen Trip sind, die z.B. eine 
unglaubliche Frauenfeindlich- 
keit haben oder gegen Min- 

derheiten jeglicher Art sind, 
obdas nun Schwule, Lesben, 
Sinti oder sonstige sind. Die 
immer wieder mal so rechtsra- 

dikale Sprüche loslassen, um 
sich dann wieder unter das 

liberale Federkleid der Mut- 

ter CSU zurückzuziehen. Und 

ich hoffe, daß die CSU durch 
einen Einzug der REPs in 
den Stadtratgezwungen wird 
sich, wiez.B. zum Ausländer- 
wahlrecht, klarer zu artikuli- 

eren. Wenn die Republikaner 
die CSU nämlich herausfor- 

dern indem die REPS ihre re- 

chtsradikalen Parolen rauslas- 

sen, dann wird die CSU auch 

gezwungen sein sich ganz 

knalihart davon zu distanzie- 

ren, was sie ja bis jetzt nicht 
machen. Ein bezeichnendes 

Beispiel war eine Podi- 
umsdiskussion im Sigena- 
Gymnasium in der der Ge- 
schäftsführer der CSU- 

Stadtratsfraktion gefragt 
worden ist, ob sie denn mit 

den "Republikanern" zusam- 
mengehen würden. Der hat 
das nicht eindeutig demen- 

tiert und nie gesagt, daß sie 
jede Zusammenarbeit mit den 
"Republikanern” ablehnen, 
sondern er hat immer ver- 

sucht sich rauszureden. Er 

hat gesagt, daß sie zwar keine 
Zusammenarbeit wollen, aber 
was sie denn dafür könnten 

wenn die REPs bei 

bestimmten politischen Fra- 
gen genauso wie die CSU 

abstimmen würden. Das war 

für mich kennzeichnend. In- 

sofern kann es wohl ganz 

dienlich sein, daß die Reps in 
den Stadtrat kommen, gerade 
um die politischen Konturen 
im reaktionär-konservativen 

Bereich besser herauszuar- 

beiten. Ich habe aber über- 

hauptkeine Angst davor, daß 
sich die "Republikaner" 
langfristig verfestigen, sei es 
im Stadtrat oder in Länder- 

parlamenten wie in Berlin. 
Denn die REPs haben ja 
überhaupt keine politische 
Linie, die die Probleme auf 

irgendeine Weise lösen 
könnten. Ich ziehe da Paral- 
lelen mit der NPD der 60er 

Jahre. Es wird sich nämlich 

sehr schnell herausstellen, 

daß außer Dampf und Mar- 
keting von rechten Sprüchen 
nichts dahinter steht. Ich 

glaube, daß das so mehr oder 
weniger funktionierende 
System bei uns damit fertig 
werden kann. ich bin also 

gedämpfi optimistisch. 
LIB: Zum Abschluß: Für wie realistisch Hältst Du noch das 

Ausländerwahlrecht? 

JW: Zur Zeit halte ich die 

Einführung des Ausländer- 

wahlrechts nicht für möglich, 
da es hierzu eine negative 
Eilentscheidung des Bun- 
desverfassungsgerichts ge- 
geben hat. Es müsste erst 
auf Bundesebene etwas 

geschehen oder einige 
Ländergestzgebungen ge- 
ändert werden, sodaß es denn 
machbar wäre. Aber das 

hindert uns janicht daran das 

Ausländerwahlrecht kompro- 
mißlos zu fordern. Kurzfristig 
ist es sicherlich nicht 

umsetzbar. 

LIB: Wir bedanken uns für 

dieses Gespräch und 
wünschen viel Erfolg bei der 
Wahl. 
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Der Club der roten Dichter. 

Spielfilm von Peter Weir. 
USA 1989; Farbe; 124 Min. 

Regisseur von oscarprämier- 
ten Filmen wie "Der einzige 
Zeuge” (mit Harrison Ford und 
Kelly McGillis) ist wieder in 
Höchstform. Nachdem sein 

Austeigermovie “Mosquito 

sche Welt des Internatsjungen 
setzt der Regisseur Weir den 

Englischlehrer Keating (Ro- Coast”in den Kinos ziemlich Pin Williams in einer phantas- 

sang undklanglos unterging, 
hat Peter Weir wieder zu 

seinsmdeutlich erkennbaren 

Stil zurückgefunden. Mit kla- 
ren - manchmal fast hymni- 
schen Bildern zieht Weir den 

Zuschauer von dererstenbis 
zur letzten Minute in den Bann 

seiner Geschichte. 

Mit "Der Club der toten Dich- 

ter" entstand ein zugleich 
komisches als auch tragisches 
Meisterwerk, das von der US- 
Presse überschwenglich ge- 
lobt wurde. Im Mittelpunkt 
steht ein Internat in den Hügeln 
Vermonts, ein Internat vor- 
nehmlich für die Söhne der 

Herrschenden, denen Tra- 
dition, Honour, Disciplineund 
Excellence als zentrale 

Lebensphilosophie eingetrich- 
tert werden soll. Nicht die 

Kreativität und Individualität 

der Jungen, sondern die 
Angepaßtheit, der Verlust 
einer klentität wird gefördert. 
Mitten in diese abgestumpf- 

te, verstaubte und scientisti- tischen Rolle, die sicher bald 

Oskar-prämiert werden wird!), 
demdie Philsophie des Inter- 
nats zuwider ist. Er lehrt sei- 

ne Zöglinge zum genauen 
Gegenteil. Sie sollen ihre In- 
dividualität ausleben, den Tag 
nutzen, anstatt alte un- 
brauchbare Formeln zu 

lernen. “Carpe Diem - pflük- 
ke (nutze) den Tag”, das ist 
der Leitspruch Keatings. 
Ein kleines Grüppchen von 
Keating-Anhängem, die sich 
mit seiner Lebensphilosophie 
ganz und gar identfizieren 

können, gründet daraufhin 
einen Ciub, - den “Club der 

toten Dichter”. Treffpunkt 
dieses von der Internatsleitung 
verbotenen Clubs ist eine alte 

Höhle in der Nähe der Schu- 

le. Dort lesen die Zöglinge 
Kealings Gedichte, reden über 
Wünsche, Ängste, Hoffnung- 
en und Träume. So gelingt es 
auch einigen der Jungs, ihre 
Ziele zu verwirklichen. Knox 

Oversireet schafft es, das: 

Herz seiner angebeteten 

Gloria zugewinnen und Todd 
Anderson beginnt in der 
Gemeinschaft der Jungen 
seinen Minderwertigkeitskom- 
plex gegenüber anderen in 
den Griff zubekommen. Neil, 
ein weiterer Schüler Keatings, 
zerbricht allerdings an sei- 
nemtraum. Ermöchte unbe- 

dingt als Schauspieler debü- 
tieren, was ihm sein kleinbür- 

gerlicher Vater, dernurnach 
Normen denkt, stikt verbie- 
tet. Als Neil sich mit Hilfe 

Keatings über die erhobene 
Hand seines Vaters hinweg- 
setzt, beschließt dieser, sei- 
nen Sohn aus dem Internat, 
und damit aus dem Einfluß- 

bereich seiner Freunde und 

Keatings herauszunehmen. 
Neil schafft es nicht, dies zu 
verarbeiten und ziehtfürsich 

die Konsequenz: Den Selbst- 
mord. 

Daraufhin bricht der Konflikt 

mit der prüden und stockkon- 
servativen Gesellschaft der 

damaligen Zeit offen aus. 

Karsten E. 
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“Das Land blutet, aber es ist 
frei”, die Schandflecken, die 

dem Ceaucescu-Regime zu 
verdanken sind, werden nach 

und nach beseitigt. "Mit der 
Versorgung klappts: Sogar 
Zitrusfrüchte werden ver- 

kauft”; “Neue Führung Ru- 
mäniens offiziell anerkannt 

und breit unterstützt”; 

"Sympathie und Bewunder- 
ung für das Volk”. 

"Sogar Zitrusfrüchte" 

Die Schuldigen werden 
bestraft, die Lage normali- 
siert sich, die Leute kehren 

zurück zu ihren Arbeitsplätz- 
en. Das besagen die Schlag- 
zeilen der meisten rumäni- 

schen Zeitungen. Alles scheint 
unter dem Motto zu stehen 

“Wir haben gesiegt! Uns wird 
es dank der Front der Natio- 

nalen Rettung (FNR)baldqgut 
gehen”. Wie es auf den Stra- 
ßen tatsächlich aussieht er- 

fährt man aus den Zeitungen 
nicht. Die Läden sind genau- 

so leer wie vor der Revolution, 

obwohl der Export von Nah- 
rungsmitteln angeblich ge- 
stoppt worden ist. Die Hilfs- 
güter, die aus der ganzen 
Welt kamen, wurden teilwei- 

se ungerecht verteilt (Haupt- 
sächlich an deutschstärnmi- 

ge Rumänen) oder sie ver- 
derben in den Lagern. Es wird 
immer noch demonstriert, 
diesmal! aber gegen Iliescu 
und seine FNR u.a. weil 

ehemalige Ceaugescu-An- 

Libertate ? 

nänger immer noch 
Spitzenpositionen einnehmen. 
Solche Demonstrationen, in 
denen vor allem die Forder- 

ung nach Aufklärung und einer 
echten Demokratie laut wird, 
werden von vornherein als 

konterrevolutionär und fa- 

schistisch abgetan, ähnlich 
wie in den letzten Tagen der 
Ceaucescu-Ära, als die Un- 
ruhen im Banat begannen. 
Was man ebenfalls nicht aus 

den Medien erfährt ist, daß 

Telefone abgehört werden und 
gespitzeit wird, daß Verfol- 
gungen, Repressalien wieder 
“in” sind. Dafür werden aber 

die Zeitungen mit Artikeln über 
die Verbrechen des Ceauges- 
cu-Regimes und vor allem mit 
Aufrufen, Kommuniques, De- 
kreten... der FNR gefüllt. Die 
FNR, die sich ursprünglich 
nicht als Partei dargestellt hat, 
setzte sich Anfang Januar mit 
Hilfe von "Dakretgesetzen 
über die Bildung, Organisation und Arbeitsweise der. 

Regierung” an die Spitze des 
Staates. Sie billigt die vom 
Premierminister vorgeschla- 
gene Regierung und ernennt 
zugleich den Premierminis- 
ter. Die Regierung soll die 
Ziele der FNR verwirklichen 

und hat sich vor ihr zu 

verantworten, 

Unter dem Druck der Massen 

beteiligte die FNR auch an- 
dere Parteien an der Macht: 

Am 9. Februar wurde der Rat 

der Nationalen Einheit gegrün- 

det. Bei dieser Gelegenheit 
verwandelte sich die FNR 

offiziell in eine “politische 
Körperschaft”, wassieschon 
immer war, die an den viel zu 

kurzfristig angesetzten Wah- 
len (20. Mai)teilnshmen wird. 
ihre Erfolgschancen liegen 
nach “"Romänia Libera” bei 
ca. 90%. Das läßt sich u.a. 

dadurch erklären, daß die FNR 

einen viel besseren Zugang 
zu den Medien hat und daß 

sie im Rat der Nationalen 

Einheit das Sagen hat (Illies- 
cu wurde zum Vorsitzenden 

gewählt). Außerdem hat sie 
schon in den meisten Ort- 

schaften untergeordnete Räte 
als “Organe der lokalen 
Staatsmacht”gegründet. Die 
Infrastruktur der anderen 34 

Parteien ist unvergleichlich 
schlechter. Die FNR will mit 

dem Gesetzentwurf für die 
Wahl des Parlaments dafür 

sorgen, daß das auch so 

bleibt, indem sie eine finan- ._zielle Unterstützung der Par- 

teien durch das Ausland ver- 

bietet. 

"Verbot der finanziellen 

Unterstützung der 
Parteien durch das 

Ausland" 

Dem Bild einer “pluralisti- 
schen, demokratischen Re- 

gierungsform, basierend auf 
freien Wahlen” aus demsel- 
ben Gesetzentwurf steht die 

Behauptung des Staaischefs 
liescu und des Premiermi- 
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nisters Roman gegenüber in 
der sie ein Mehrpartei- 
ensysiem als überholt und 
das rumänische Voik als noch 

nicht reif für die Demokratie 

bezeichnen. 

"Noch nicht reif für die 

Demokratie”

Als Protest gegen die Politik 

der FNR sind mehrere Per- 

sönlichkeiten ausgetreten, die 
zur Zeit des Ceaucescu- 
Regimes unter Repressalien 
gelitten haben. Die "maskier- 
ten Kommunisten”, wie-Doi- 
na Comea (ehemaliges FNR- 
Mitglied) sagt, wurden auch 
nach der Gründung des Rats 
der Nationalen Einheit nicht 

von ihren Spitzenpositionen 
verdrängt. 
Ein alterrumänischer Spruch 
besagt, daß der Wolf sein 
Feil wechselt, nicht aber sei- 
nen fehlerhaften Charakter. 

lliescu selbst gehörte früher 
auch zu dem Rudel Ceau- 

gescus. Er studiert zu stali- 

nistischen Zeiten in Moskau 
und unterrichtete "Sozialis- 
mus” an der Uni in Bukarest. 

Kein Wunder, daß ihm die 
Demokratie nicht so gut gefällt 
wie ein System, das nach 
dem Prinzip “alle für einen, 
einer führt alle” funktioniert. 

Es ist auch kein Wunder, daß 

eingroßer Teilder deutschen 
Minderheit auf gepackten 
Koffer sitzt. Die nationalen 

Minderheiten waren bei der 
Gründung des Rats der Na- 
tionalen Einheit nicht vertreten. 

Das mag u.a. eine Erklärung 
für das Gefühl sein, das in 

einem Leserbrief einer rumä- 

nien-deuischen Zeitung fol- 
gendermaßen ausgedrückt 
wird: "Im Endeffekt gehören 
wir garnirgends hin. Ich kann 
nicht behaupten, daß das 
westdeutsche Volk uns mit 

offenen Armen empfängt, aber 
ich Kann auch nicht behaup- 
ten, daß das rumänische Voik 

uns unbedingt haben will.”
Hierzu muß noch gesagt 
werden, daß sich die Konfiik- 
te zwischen den Nationalitä- 

ten verschärft haben. Anders- "wo'ist zu lesen, daß "diejeni- 

gen, die auswandern wollten 

längst nicht mehr da sind. 
Hier sind nur noch die, die 
auswandern müssen”. 

"Yor einer Vermisch- 

ung bewahren" 

“Damit die deutsche Kultur in 

Rumänien erhalten bleibt, 
müßte man die Deutschen 

vor einer Vermischung mit 
den Rumänen und Ungarn 
bewahren”. Eine solche 

Position ist chauvinistisch und 
nationalistisch und führt zu 

einer Verschärfung der Kon- 
flikte zwischen den Nationali- 

lich so eiwas wie ein 

(zumindest kulturelles) “Re- 
servat” für die Deutschen zu 

schaffen, sodaß Auswandern 
vielen als einzige Möglichkeit 
erscheint. Ein anderer Teil 

der deutschen Minderheit ist 

der Meinung, daß man ver- 
suchen sollte das wieder auf- 
zubauen, was in der Zeit der 
Ceaugescu-Diktatur zerstört 
wurde. Das Demokratische 

Forum der Deutschen, was 
keine Pariei darsielii. Es 

fordert u.a. eine "kulturelie 

Autonomie” im Sinne einer 

"Selbstbestimmung in Kultu- 
relien Dingen” und eines 
"Mitspracherechtes in schul- 
ischen Fragen”. Einer Ver- 
tretung dieses Forums wird 
der Zugang zum Parlament 
gesichert. Diese Minderheit 
kann aber nicht ohne beson- 

deren Schutz überleben. D.h. 

"wir sind ja auf Hilfe angewie- 
sen!”. Es spricht viel für und 
gegen die beiden Positionen. 

Dabei ist aber auch Hilfe aus 

dem Ausland gemeint. Bun- 
desaußenminister Genscher 

hat sich bereit erklärt sowohl 

den Bleivenden, alsauch den 
Auswanderem zu helfen. Man 

soilie den Menschen die Frei- 

heit lassen, selbst zu ent- 
scheiden, was für sie richtig 
ist: zugehen oder zu bleiben. 
Sie tun es aus dem selben 

Grund, ihre kulturellen Eigen- 
heiten zu bewahren, wozu 

jeder Mensch das Recht hat. 

ICh BIN DIE 

SCHÖNSTE QUELLE 

WEIT UND BREIT! 

QUELLENANGABE 

dahinter? 

Das Bewußtsein, daß die 

eigentlichen Helden derKrie- 
ge diejenigen waren, die ver- 
suchten sich diesem zu ent- 

ziehen, ist noch nicht sehr 

alt, geschweige denn füreine 
breite Öffentlichkeit zugäng- 
lich gemacht worden. Noch 
immer lehren Schulbücher, 
das Geschichtsbewußtsein 
und die Realität der überall 

aufgestellten Kriegerdenk- 
male, die zu achten, derer zu 

gedenken, die im Krieg für 
denselben ihr Leben gaben, 
bzw. sich als Kriegsführer 
siegreich bewährt haben. Da 
Kriege.meist mit der Duldung 
der Mehrheit geführt wurden, 
werden Deserteure noch 

immer als Verbrecher gegen 

das herrschende Gesetz 

angesehen. 
Die Entscheidung des Indivi- 
duums gegen den Krieg wurde 
zu keiner Zeit akzeptiert. 
Heute gibt es immer mehr 
Menschen, die in jedem Krieg 
ein zutiefst unmenschliches 
Verbrechen sehen und daß 

die Fahnenilucht damals für 

viele die einzige Möglichkeit 
war, sich der aktiven Teilnah- 

me an den größten Perver- 
sionen der Menschheit zu 

entziehen. 

Diese Verweigerung beinhal- 
tete meistens eine tiefe, bis 

zur Selbstaufopferung gehen- 
de Menschlichkeit, deren sich 

kein Kriegsherr rühmen konn- 
te. So ist ein Denkmal, das 
den Deserteuren der Kriege 
gewidmet ist, auch ein Mahn- 
mal zum lebensbejahenden 
Humanismus, das nicht dem 

in den Krieg getriebenen 
"passiven”Soldaten, sondern 
den bewußten Kriegsdienst- 
verweigerer ehrt. Gerade wir 
in Deutschland haben die 

Verpflichtung, Deserteure 
durch ein Denkmal zu reha- 

bilitieren, denn nie zuvor hat 

es in einem Krieg an einer 
Front dieses Ausmaß an, als 

Deserteure hingerichteter 

tet aber, daß das Deserteur- 
denkmal ein Problem für 

Soldaten werden könnte, die 

nicht den Mut zur Verweiger- 
ung fanden und ebenfalls 

gelitten haben. 
Dabei “geht es eben nicht 
darum, über Soldaten den 

Stab zu brechen” (Muraws- 
ki). Vielmehr soll es zeigen, 
daß es nichts schändliches 

ist, den Krieg zu verweigern, 
sondern zutiefst menschlich 

und human. 
Wenn dann in Leserbriefen 
in der NN und NZ nach 

Hillgruber argumentiert wird, 
daß die Wehrmacht an der 

Ostfront schließlich das dt. 
Volk vor den Verbrechen der 

Roten Armee verteidigt hat Soldaten gegeben, wieinder._und seitens der CSU von 
Zeit von 1939-45 an der 

deutschen Front. 

In Nürnberg haben die Grü- 
nen einen Antrag auf Errich- 
tung eines Deserteurdenk- 

mals gestellt, um die Diskuss- 
ion zu diesem Thema anzu- 

regen. Für sie wäre der Luit- 

poldhain ein geeigneter Stand- 
ort, wo auch ein Denkmal für 

die Opfer der Zwangsarbeit 
errichtet werden soll. Die SPD 

hält den Vorschlag "nicht für 
falsch” (J. Fischer), befürch- 

“Verrätern. und Pflichtverletz- 
em” (Scholz) gesprochen wird, 
dann scheint es nicht ins Be- 

wußtsein dieser kalten Krieger 
gedrungen zu sein, daß die 
Wehrmacht die Verfolgung 
und den millionenfachen Mord 

an Juden, Roma und Sinti, 
Antifaschisten, Homosexu- 

ellen und Pazifisten ermöglicht 
hat. Zivilcourage, d.h. sich 

gegen ungerechte Normen 
oder Befehle hinwegzusetzen 
ist ein zeitloses Defizit, nicht 
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nur ın n unserer Gesellschaft. 

Wen sollen die Deserteure 

denn verraten haben? Das 

Volk, das Reich, den Führer”? 

Ist es denn sinnvoll emandern 
Pflichtverletzung vorzuwerfen, 
wenn es die Pflicht ist, 
Nachbarvölker zu überfallen 

und Europa in Schutt und 
Asche zu legen? Soll das eine 
"Verteidigung des Vater- 

landes” gewesen sein? Wenn 

Herr Scholz (CSU) den 
Grünen vorwirft, sie hätten 
ein völlig anderes Werte- 
system, so mußersich doch 
fragen lassen, ob für ihn 
Pflichterfüllung ein höherer 
Wert ist als Menschlichkeit, 
Frieden und Freiheit. 

Die Errichtung des Denkmals 
sollkein Vorwurf an die sein, 

die gegen ihren Wilien ge- 

zwungen wurden zu Morden, 
aber nicht den Mut fanden 

sich zu wehren. Vielmehr ist 

es der Sinn dieses Denkmals, 

derer zu gedenken und die 
zu honorieren, die unter 

lebensgefährlichen Umstän- 
den die Courage haiten, der 

Kriegsmaschinerie zu ent- 
fliehen. 

Stefan P. 

Uns stinkt natürlich einiges 
am Staats- bzw. Wirtschafts- 

system der BRD. Die Um- 
weltzerstörung, das Patriar- 
chat, die antidemokratischen 
Elemente in der Gesellschaft 

wie Militär, Polizei oder die 

Verfügungsgewalt von 
wenigen über Produktionsmit- 
tel, dieLeistungsgesellschaft 
in der soziale Verlierer als 

minderwertig gelten, die 
Rüstung, die Chancen- 
ungleichheit in der Bildung, 
Rassismus und Nationa- 

lismus, u.v.m. 
Wir haben kein einheitliches 

Konzept oder eine Ideologie 
zur Systemveränderung, nicht 
zuletzt deshalb, weiles keine 

existierende Alternative gab 
und gibt, mit der wir uns an- 
freunden können. Unsere 

Vorstellungen reichen von 
einer ökologisch-sozialen 
Marktwirtschaft in einer um 

ein ganzes Stück demokrati- 

scheren Gesellschaft, über 
ein Genossenschaftsmodell 

bis hin zum demokratischen 

Sozialismus. 
Wir haben vor, das Thema 

“Systemüberwindung?!” als 
Schwerpunktthema der näch- 
sten LIBERTA zu nehmen. 

Um uns vorzubereiten und 

es möglichst breit zu disku- 
tieren laden wir zu einer offe- 

nen Grundsatz AG ein. Je- 

deR der/die uns nahesteht 
oder nur so das Thema dis- 

kutieren will, ist hierzu einge- 
laden. Die AG tagt zum ersten 
mal am 20.3. um 19.30 Uhr 

und dann jeden Dienstag, 
mindestens bis Mai ’90 in 

unserem Turm, Spitt- 
lertormauer 5, 8500 

Nürnberg 1, Tel.: 208041. 
Wir hoffen auf eine undog- 
matische und konstruktive 

Diskussion. 

Wir hauen auf den Putz ! 

Wir wollen Informationen über 

den gepianten Gesetzentwurf 
verbreiten und nach Möglich- 
keit verhindern, daß er am 
11. Mai vom Bundesrat ab- 

gesegnet werden. Zwei Tage 
später sind Landtagswahlen 
in Niedersachsen, wobei die 
Koalition dadurch offenbar 

einen Wechsel der Mehrheits- 

verhältnisse im Bundesrat 

befürchtet. 

Das Bündnis will sich auch 

mit gentechnischen Anlagen 

und Vorhaben im Raum 

Nümberg befassen und über 
bestehende und mögliche 
Risiken aufklären. 

Das geplante Gengesetz 
Der Gesetzesentwurf wird 

den Problemen und Risiken 

der Gentechnik in keinster 

Weise gerecht. Die Folgen 
eines Unfalls sind u.U. 

räumlich und zeitlich unbe- 

grenzt, da niemand Bakteri- 
en wieder einsammeln kann. 

Sie können sich über sehr 

große Gebiete verteilen und 
weitervermehren. Die Wahr- 

scheinlichksit eines solchen 

Unfalls ist zwar gering, die 
Folgen aber nicht abschätz- 
bar. 

Wer mehr Informationen zu 

diesem Thema.haben möch- 

te und/oder im Aktionsbünd- 

nis mitarbeiten will, wende 
sich an uns. Adresse siehe 

Impressum. 

- Landwirtschaft: 

und Kaum stehen kann. 

zuweilen sinken. 

- Medizin 

berechtigt ist. 
- Humangenetik 

behindert sind. 

Erbguts "ausgeiesen”. 


